
 
 

 

 

 
Bern, 5. September 2012 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
 
Änderung des Bundesgesetzes über das Bundesgericht – Erweiterung der 
Kognition bei Beschwerden in Strafsachen: Eröffnung des Vernehmlassungs-
verfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 5. September 2012 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen zur Änderung des Bundesgesetzes über das 
Bundesgericht (Erweiterung der Kognition bei Beschwerden in Strafsachen) ein Ver-
nehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis am 5. Dezember 2012. 
 
Die von Ständerat Janiak eingereichte Motion «Erweiterung der Kognition des Bun-
desgerichtes bei Beschwerden gegen Urteile der Strafkammer des Bundesstrafge-
richtes» (10.3138) beauftragt den Bundesrat, die Kognition des Bundesgerichts bei 
Beschwerden gegen Urteile der Strafkammer des Bundesstrafgerichts dahingehend 
zu erweitern, dass Sachverhaltsfeststellungen überprüft werden können. Die Motion 
wurde von den eidgenössischen Räten angenommen. 
 
Nach geltendem Recht können Urteile der Strafkammer des Bundesstrafgerichts mit 
Beschwerde in Strafsachen beim Bundesgericht angefochten werden. Dabei kann 
das Bundesgericht die Sachverhaltsfeststellung der Vorinstanz nur berichtigen, wenn 
sie offensichtlich unrichtig ist oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von Artikel 95 
des Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 (BGG, SR 173.110) beruht (Art. 105 
Abs. 2 BGG). Diese Regelung steht nicht im Einklang mit der Strafprozessordnung 
vom 5. Oktober 2007 (SR 312.0), denn diese sieht gegen Urteile erstinstanzlicher 
Gerichte ein vollkommenes Rechtsmittel vor.  
 
Der Vorentwurf orientiert sich an der Lösung der Militär- und Unfallversicherung. In 
diesen Rechtsgebieten ist das Bundesgericht nicht an die Sachverhaltsfeststellung 
der Vorinstanz gebunden, wenn es um Entscheide über die Zusprechung oder Ver-
weigerung von Geldleistungen geht (Art. 97 Abs. 2 und 105 Abs. 3 BGG). 
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
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In der Beilage unterbreiten wir Ihnen die Änderung des Bundesgesetzes über das 
Bundesgericht samt Erläuterungen zur Stellungnahme. Zusätzliche Exemplare der 
Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetadresse 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 
 
Wir bitten Sie um Zustellung Ihrer Stellungnahme an das Bundesamt für Justiz, Di-
rektionsbereich Strafrecht, Bundesrain 20, 3003 Bern. Für allfällige Fragen steht Ih-
nen folgende Ansprechperson zur Verfügung: Gilbert Mauron (Tel. 031 322 78 02, 
gilbert.mauron@bj.admin.ch). 
 
Für die wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
 
Mit besten Grüssen 
 
 
 
Simonetta Sommaruga 
Bundesrätin 
 
 
 
 
 
 
Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 
- Synopse (d, f, i) 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten (d, f, i) 
- Medienmitteilung (d, f, i) 
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